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6 9 2 . Bundesgesetz über Änderungen der
Notariatsordnung, des Notariatsprüfungsge-
setzes und des Gerichtskommissärsgesetzes

(Notariatsordnungs-Novelle 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen der Notariatsordnung
Die Notariatsordnung, RGBl. Nr. 75/1871, zu-

letzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 343/1989, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgender dritter Absatz
angefügt:

„(3) Soweit der Notar auf Grund gesetzlicher
Bestimmungen öffentlich-rechtliche Tätigkeiten
ausübt, geschieht dies in Ausübung öffentlicher
Gewalt."

2. § 3 Abs. 2 wird aufgehoben.

3. Im § 3 a erster Satz wird nach dem Wort
„Pfandrecht" die Wendung „oder eine Reallast"
eingefügt.

4. Im § 5

a) hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Haben am Amtssitz des Notars nicht
wenigstens zwei Rechtsanwälte ihren Kanzleisitz, so
ist der Notar, auch wenn Anwaltspflicht besteht,
berechtigt, Parteien in Zivilprozessen vor den
Bezirksgerichten zu vertreten, von denen er auf
Grund der Verteilungsordnung nach § 4 des
Bundesgesetzes über die Tätigkeit der Notare als
Beauftragte des Gerichtes (Gerichtskommissäre) im
Verfahren außer Streitsachen, BGBl. Nr. 343/1970,
als Gerichtskommissär herangezogen wird."

b) wird folgender Abs. 4 a eingefügt:

„(4 a) Vor allen Gerichten und Verwaltungsbe-
hörden ersetzt die Berufung auf die Bevollmächti-
gung deren urkundlichen Nachweis."

5. Im § 6
a) hat der Abs. 3 zu lauten:
„(3) Auf die Dauer der praktischen Verwendung,

die nicht zwingend als Notariatskandidat zu
verbringen ist, sind anzurechnen:

1. Zeiten einer den im Abs. 2 genannten
rechtsberuflichen Tätigkeiten gleichartigen
praktischen Verwendung im Ausland sowie
einer rechtsberuflichen Verwendung im Inland
oder im Ausland bei einer Verwaltungsbe-
hörde, an einer Hochschule oder bei einem
Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, wenn
diese Verwendungen für die Ausübung des
Notariatsberufs dienlich gewesen sind, bis zu
einem Höchstausmaß von insgesamt einem
Jahr;

2. Zeiten eines auf Grund einer gesetzlichen
Pflicht geleisteten österreichischen Wehrdien-
stes oder Zivildienstes zur Gänze; Zeiten eines
freiwillig geleisteten Wehrdienstes bis zu
einem Höchstausmaß von insgesamt einem
Jahr;

3. Zeiten des Doktoratsstudiums bis zum
Höchstausmaß von einem Jahr, wenn an einer
inländischen Universität der akademische
Grad eines Doktors der Rechtswissenschaften
nach dem Bundesgesetz über das Studium der
Rechtswissenschaften, BGBl. Nr. 140/1978,
erlangt wurde;

4. Zeiten eines als Notariatskandidat angetrete-
nen Karenzurlaubs nach dem Mutterschutzge-
setz 1979, BGBl. Nr. 221, oder dem Eltern-
Karenzurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 651/1989, im
Höchstausmaß von insgesamt einem Jahr;

5. Zeiten einer rechtsberuflichen Tätigkeit als
Angestellter der Versicherungsanstalt des
österreichischen Notariats, der Österreichi-
schen Notariatskammer oder einer Notariats-
kammer, wenn diese Tätigkeit für die
Ausübung des Notariatsberufs dienlich gewe-
sen ist, bis zu einem Höchstausmaß von
insgesamt einem Jahr."
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b) wird folgender Abs. 3 a eingefügt:
„(3 a) Zeiten als Notariatskandidat, die in Form

einer zumindest die Hälfte der Normalarbeitszeit
umfassenden Teilzeitbeschäftigung nach dem Mut-
terschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, oder dem
Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 651/1989,
verbracht werden, sind zur Hälfte zu berücksichti-
gen."

6. Im § 11
a) hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Die Bewerbungsgesuche sind gemeinsam mit

den zum Nachweis der Erfüllung der Erfordernisse
des § 6 beizubringenden Belegen an die ausschrei-
bende Notariatskammer zu richten."

b) wird dem Abs. 2 folgender Satz angefügt:

„Sind am selben Amtssitz mehrere Notarstellen zu
besetzen, so hat der Besetzungsvorschlag doppelt so
viele Personen zu umfassen, als Notare zu ernennen
sind."

c) wird im Abs. 3 der Strichpunkt am Ende des
ersten Halbsatzes durch einen Punkt ersetzt und der
zweite Halbsatz durch folgende Sätze ersetzt:

„Bei Berücksichtigung der Fähigkeiten und Kennt-
nisse eines Bewerbers ist insbesondere auch darauf
Bedacht zu nehmen, ob der Bewerber ein weiteres
für die Ausübung des Notariatsberufs dienliches
Studium mit einem akademischen Grad abgeschlos-
sen oder eine Dolmetscherbefähigung im Sinn des
§ 62 erworben hat. Daneben sind, besonders bei der
Reihung gleichwertiger Bewerber, auch deren
persönliche Verhältnisse zu berücksichtigen; im Fall
der Errichtung einer neuen Notarstelle am Amtssitz
einer oder mehrerer bereits bestehender Notarstel-
len ist auch darauf Bedacht zu nehmen, ob sich der
Bewerber gemeinsam mit einem oder mehreren
anderen Bewerbern um eine Notarstelle an diesem
Amtssitz oder gemeinsam mit einem oder mehreren
dort ernannten Notaren verpflichtet, eine Gesell-
schaft im Sinn der §§ 22 bis 29 für die Dauer von
mindestens sechs Jahren ab Amtsantritt einzuge-
hen."

d) hat der Abs. 5 zu lauten:
„(5) Bewerbungsgesuche, die nach Ablauf der

Bewerbungsfrist bei der ausschreibenden Notariats-
kammer einlangen, sind zurückzuweisen, wenn
innerhalb der Bewerbungsfrist mindestens drei
Gesuche geeigneter Bewerber eingelangt sind. Nach
Beschlußfassung über den Besetzungsvorschlag
einlangende Bewerbungsgesuche sind jedenfalls
zurückzuweisen."

7. Im § 19 werden
a) im Abs. 1 der Punkt am Ende der lit. h durch

einen Strichpunkt ersetzt und folgende lit. i
angefügt:

,,i) durch den Tod des Notars."
b) im zweiten Halbsatz des Abs. 2 das Zitat „lit. b

bis f" durch das Zitat „lit. b bis i" ersetzt.

8. Das III. Hauptstück hat zu lauten:

„III. Hauptstück

Gesellschaften

§ 22. (1) Notare können zum Zweck der
Ausübung ihres Berufs mit einem oder mehreren
anderen Notaren sowie mit Notariatskandidaten,
die alle Erfordernisse zur Erlangung einer Notar-
stelle erfüllen, unter den Voraussetzungen des § 25
eingetragene Erwerbsgesellschaften (Notar-Part-
nerschaften) bilden.

(2) Die Bildung einer Notar-Partnerschaft bedarf
der Genehmigung durch die Notariatskammer, in
deren Sprengel die Partnerschaft ihren Kanzleisitz
hat. Über den Antrag auf Genehmigung ist mit
Bescheid zu entscheiden. Die Genehmigung ist zu
erteilen, wenn der Gesellschaftsvertrag nicht gesetz-
lichen Bestimmungen oder Standespflichten wider-
spricht.

§ 23. (1) Der Antrag auf Genehmigung der
Bildung einer Notar-Partnerschaft ist unter Ver-
wendung eines von der Österreichischen Notariats-
kammer aufzulegenden Formblatts und Vorlage des
Gesellschaftsvertrags an die zuständige Notariats-
kammer zu richten. Der Antrag hat zu enthalten:

1. die Art der Gesellschaft und deren Firma (§ 6
EGG);

2. Namen, Geburtsdaten, Anschriften und Kanz-
leisitz der zur Vertretung und Geschäftsfüh-
rung berechtigten Gesellschafter sowie Na-
men, Geburtsdaten und Anschriften der
übrigen Gesellschafter, bei Kommanditisten
auch die Höhe der Vermögenseinlage;

3. den Kanzleisitz der Gesellschaft;
4. alle weiteren Angaben, aus denen hervorgeht,

daß bei allen Gesellschaftern die Erfordernisse
des § 25 erfüllt sind;

5. die Erklärung aller Gesellschafter, daß sie in
Kenntnis ihrer disziplinären Verantwortung
die Richtigkeit der Angaben im Antrag
bestätigen.

(2) Jede Änderung der nach Abs. 1 im Antrag
anzuführenden Umstände ist unverzüglich unter
Verwendung des Antragsformblatts mit einer
entsprechenden Erklärung nach Abs. 1 Z 5 der
Notariatskammer mitzuteilen und bedarf, soweit sie
nicht unmittelbar auf Grund des Gesetzes oder des
Gesellschaftsvertrags eintritt, ebenfalls einer Geneh-
migung. § 22 Abs. 2 gilt sinngemäß.

(3) Liegen die Erfordernisse für eine Notar-Part-
nerschaft nicht oder nicht mehr vor, so hat die
Notariatskammer die Genehmigung zu widerrufen
und dies dem Firmenbuchgericht mitzuteilen.

§ 24. (1) Die Firma einer Notar-Partnerschaft hat
mit der Bezeichnung „Öffentlicher Notar" („Öf-
fentliche Notare") zu beginnen, die Namen aller an
der Gesellschaft beteiligten Notare anzuführen und
am Schluß die Bezeichnung „Partnerschaft" zu
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enthalten. Sind an der Partnerschaft Notariatskan-
didaten als persönlich haftende Gesellschafter
beteiligt, so ist statt der Bezeichnung „Partner-
schaft" die Bezeichnung „und (&) Partner" zu
verwenden. Ist an der Partnerschaft zumindest ein
Notariatskandidat als Kommanditist beteiligt, so hat
die Bezeichnung „und (&) Partner, Kommandit-
Partnerschaft" zu lauten. Die Namen der der
Gesellschaft angehörenden Notariatskandidaten
dürfen in die Firma nicht aufgenommen werden.
Die Namen aus der Gesellschaft ausgeschiedener
Notare dürfen in der Firma nicht mehr angeführt
werden. Erlischt das Amt eines Notars, so ist die
Firma spätestens mit Beendigung seiner Substitution
zu ändern.

(2) Die Notar-Partnerschaft darf nur einen
Kanzleisitz haben.

§ 25. Bei einer Notar-Partnerschaft müssen ferner
jederzeit folgende Erfordernisse erfüllt sein:

1. Gesellschafter dürfen nur sein
a) Notare in Kanzleigemeinschaft;
b) die im § 22 Abs. 1 genannten Notariats-

kandidaten, wenn sie zumindest bei einem
der Partnerschaft angehörenden Notar in
praktischer Verwendung im Sinn des § 117
Abs. 2 stehen und nicht zusätzlich bei
einem nicht der Partnerschaft angehören-
den Notar verwendet werden.

2. Ist an der Partnerschaft nur ein Notar
beteiligt, so muß zumindest ein der Partner-
schaft angehörender Notariatskandidat zum
Dauersubstituten des Notars bestellt sein.

3. Notare dürfen der Partnerschaft nur als
persönlich haftende Gesellschafter, Notariats-
kandidaten können der Partnerschaft auch als
Kommanditisten angehören. Notariatskandi-
daten, die der Partnerschaft als persönlich
haftende Gesellschafter angehören und zum
Dauersubstituten eines der Partnerschaft an-
gehörenden Notars bestellt sind, sind berech-
tigt, sich als Notar-Partner zu bezeichnen.

4. Alle der Partnerschaft angehörenden Notare
müssen allein zur Vertretung und Geschäfts-
führung befugt sein.

5. Die Suspension eines an der Partnerschaft
beteiligten Notars nach § 158 Abs. 1 Z 3 oder
die Entziehung der Substitutionsberechtigung
eines Notariatskandidaten nach § 158 Abs. 3
hindern nicht die Zugehörigkeit zur Partner-
schaft, wohl aber die Vertretung, Geschäfts-
führung und das Recht der Teilnahme am
Ergebnis der Berufsausübung der anderen
Gesellschafter.

6. Alle Gesellschafter müssen ihre Rechte im
eigenen Namen und für eigene Rechnung
innehaben; die treuhändige Übertragung und
Ausübung von Gesellschafterrechten ist unzu-
lässig und nichtig.

7. Notare und Notariatskandidaten dürfen im
Rahmen der Partnerschaft ausschließlich ihren
Beruf einschließlich der erforderlichen Hilfs-
tätigkeiten und der Verwaltung des Gesell-
schaftsvermögens ausüben.

8. Notare und Notariatskandidaten dürfen nur
einer einzigen Gesellschaft angehören. Die
Ausübung des Notariats außerhalb der Gesell-
schaft ist nur in den Fällen der §§ 119 ff
zulässig.

9. Bei der Willensbildung der Gesellschaft muß
Notaren ein bestimmender Einfluß zukom-
men.

§ 26. Wird mit Ausnahme der Fälle des Urlaubs
und der Krankheit des Notars seine Substituierung
notwendig und ist der als Substitut tätige Notariats-
kandidat Gesellschafter der betreffenden Partner-
schaft oder tritt er mit Zustimmung der anderen
Gesellschafter in die Partnerschaft ein, so gelten
während der Substitution für ihn die Bestimmungen
dieses Hauptstücks für Notare mit Ausnahme der
Bestimmungen über die Firma.

§ 27. Jeder der Partnerschaft angehörende Notar
und Notariatskandidat ist für die Erfüllung seiner
Berufs- und Standespflichten persönlich verant-
wortlich. Diese Verantwortung kann weder durch
den Gesellschaftsvertrag noch durch Beschlüsse der
Gesellschafter oder durch Geschäftsführungsmaß-
nahmen eingeschränkt oder aufgehoben werden.

§ 28. Jeder der Gesellschaft angehörende Notar
und Notariatskandidat hat für die Einhaltung der
Bestimmungen dieses Hauptstückes zu sorgen,
insbesondere durch eine entsprechende Gestaltung
des Gesellschaftsvertrags; er darf auch keine diesen
Bestimmungen widersprechende tatsächliche
Übung einhalten.

§ 29. Werden zur Berufsausübung im Sinn des
§ 22 Abs. 1 Gesellschaften bürgerlichen Rechts
gebildet, so gelten die §§ 22, 23, 24 Abs. 2 und 25 bis
28 sinngemäß."

9. Der bisherige § 22 erhält die Bezeichnung
„§ 30" und wird im IV. Hauptstück (Allgemeine
Vorschriften über die Amtsführung der Notare) vor
dem § 31 eingefügt.

Im neuen § 30 wird
a) im Abs. 1 die Wendung „bei einem inländi-

schen Versicherer" durch die Wendung „bei
einem zum Geschäftsbetrieb in Österreich
berechtigten Versicherer" ersetzt;

b) folgender neuer Abs. 3 angefügt:

„(3) Der Bundesminister für Justiz kann nach
Anhörung der Österreichischen Notariatskammer
die Mindestversicherungssumme bis zum Fünffa-
chen erhöhen, soweit dies auf Grund der Änderung
der wirtschaftlichen Verhältnisse erforderlich ist."

10. Im § 62 werden
a) im Abs. 1 die Wendung „wenn der Notar vom

Oberlandesgerichtspräsidenten als ständig
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beeideter Dolmetsch bestellt ist oder wenn der
Notar" durch die Wendung „wenn der Notar
oder sein Substitut, der den Akt aufnimmt, als
allgemein beeideter gerichtlicher Dolmetscher
in der betreffenden Sprache bestellt ist oder"
ersetzt;

b) im Abs. 2 das Wort „Notar" durch die
Wendung „Notar oder sein Substitut" ersetzt.

11. Im § 69

a) wird folgender neuer Abs. 1 a eingefügt:

„(1 a) Eine Vollmacht nach Abs. 1 genügt auch
zum Abschluß aller Rechtsgeschäfte und zur
Abgabe aller Rechtserklärungen, die zu ihrer
Gültigkeit des Notariatsaktes bedürfen, wenn in ihr
sowohl der rechtsgeschäftliche Vorgang einzeln
oder, sofern nicht nach anderen Vorschriften eine
auf das einzelne Geschäft ausgestellte Vollmacht
notwendig ist, zumindest der Gattung nach
angeführt ist."

b) hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Vollmachten müssen dem Notar in
Urschrift oder in einer von ihm beglaubigten
Abschrift vorliegen. Der Notar hat die ihm
vorgelegten Vollmachtsurkunden oder davon ange-
fertigte, von ihm beglaubigte Abschriften dem
Notariatsakt anzuschließen."

12. Nach dem § 69 wird folgender § 69 a
eingefügt:

„§ 69 a. (1) Liegt dem Notar eine schriftliche
Vollmacht in Urschrift, Abschrift oder Kopie vor,
jedoch nicht in der im § 69 Abs.1 vorgeschriebenen
Form, so kann dennoch ein Notariatsakt errichtet
werden.

(2) Ein auf diese Art errichteter Notariatsakt
erlangt erst dann die Kraft einer öffentlichen
Urkunde, wenn die Vollmacht in der vorgeschriebe-
nen Form dem Notar vorliegt, und nur dann, wenn
dies innerhalb von 30 Tagen nach Errichtung des
Notariatsakts geschieht. Wenn alle Parteien zustim-
men, kann auch eine längere, höchstens jedoch
sechsmonatige Frist in den Notariatsakt aufgenom-
men werden. Daß alle Parteien zugestimmt haben,
muß im Notariatsakt ausdrücklich angeführt
werden.

(3) Die Beglaubigung der Unterschrift des
Vollmachtgebers auf der nachträglich vorgelegten
Vollmacht kann auch nach Errichtung des
Notariatsakts vorgenommen worden sein.

(4) Sobald die Vollmacht in der vorgeschriebenen
Form einlangt, ist sie oder eine beglaubigte Abschrift
nach § 69 Abs. 2 mit der Urkunde unter Anführung
des Tages ihres Einlangens als Beilage zu verbinden.
Davor ist der Notar nicht berechtigt, Ausfertigun-
gen oder beglaubigte Abschriften von der Urschrift

des Notariatsakts herauszugeben. Abgabenrechtli-
che Bestimmungen werden dadurch nicht berührt.

(5) Der Notar hat die Parteien bei Errichtung des
Notariatsakts auf das Nichtvorliegen einer ord-
nungsgemäßen Vollmacht hinzuweisen, sie über die
damit verbundenen Rechtsfolgen zu belehren und
dies im Akt ausdrücklich anzuführen."

13. Dem § 75 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Gleiches gilt, wenn dem Notar eine
beglaubigte Abschrift eines in Form der §§ 70 bis 73
oder eines Notariatsakts errichteten Widerrufs
übermittelt wird."

14. Im § 76 Abs. 1

a) hat die lit. c zu lauten:

,,c) über die Echtheit von Unterschriften (Legali-
sierung) sowie über die Echtheit der Schrift;"

b) hat die lit. f zu lauten:

,,f) über Bekanntmachung von Erklärungen so-
wie über die Zustellung von Urkunden;"

c) wird der Punkt am Ende der lit. j durch einen
Strichpunkt ersetzt und werden folgende lit. k und 1
angefügt:

,,k) über Tatsachen, die sich aus öffentlichen oder
öffentlich beglaubigten Urkunden oder aus
Akten von Gerichten und Verwaltungsbehör-
den ergeben;

1) über sonstige Tatsachen auf Grund besonde-
rer gesetzlicher Vorschriften."

15. Im § 77 werden

a) im Abs. 1 der letzte Halbsatz durch folgenden
Halbsatz ersetzt:

„ist eine solche Kopie keine vollständige Wieder-
gabe einer ganzen Seite, so sind in der Kopie die
Auslassungen kenntlich zu machen."

b) folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten
sinngemäß für die Beglaubigung eines unter
Aufsicht des Notars mittels technischer Vorrichtun-
gen hergestellten Ausdrucks aus einer automations-
unterstützt geführten Datenbank."

16. Im § 78 Abs. 1 wird die Wendung „Notare,
die für eine fremde Sprache vom Oberlandesge-
richtspräsidenten als ständig beeidete Dolmetscher
bestellt sind" durch die Wendung „Notare oder
deren Substituten, die für eine fremde Sprache als
allgemein beeideter gerichtlicher Dolmetscher be-
stellt sind" ersetzt.

17. Vor dem § 79 hat die Überschrift zu lauten:

,,c) Beglaubigung von Unterschriften und Handzei-
chen sowie der Echtheit der Schrift"
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18. Im § 79

a) entfallen im Abs. 2 die Worte „im selben oder
im vorangegangenen Kalenderjahr" und wird
folgender Satz angefügt:

„Dies gilt auch für Handlungsbevollmächtigte der
im ersten Satz angeführten Rechtsträger, sofern
diese durch eine beim Notar aufliegende beglau-
bigte Vollmacht ausgewiesen sind."

b) wird dem Abs. 5 folgender Satz angefügt:

„Ist die Urkunde für das Ausland bestimmt, so kann
der Notar auch die eingehaltenen Förmlichkeiten
sowie hiezu von der Partei abgegebene kurze
Erklärungen in den Vermerk aufnehmen."

c) wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Der Notar kann auch die Echtheit der Schrift
der Partei beurkunden, wenn die Partei die Schrift
vor dem Notar eigenhändig gesetzt oder als
eigenhändig von ihr stammend anerkannt hat. Die
Abs. 3 bis 7 gelten sinngemäß."

19. Im § 82 werden:

a) im Abs. 1 der letzte Satz durch folgende Sätze
ersetzt:

„Das Beurkundungsregister hat Spalten für die
fortlaufende Beurkundungsregisterzahl, für Vor-
und Zunamen, Beruf, Anschrift und Unterschrift
der Parteien, für Eintragungen über Art, Gegen-
stand und Tag der Beurkundung sowie über die Art
der Feststellung der Identität der Parteien, für die
Unterschrift allfälliger Identitätszeugen sowie für
Anmerkungen zu enthalten. Näheres ist durch
Richtlinien der Österreichischen Notariatskammer
zu regeln."

b) dem Abs. 2 folgende Sätze angefügt:

„Wird das Beurkundungsregister durch automa-
tionsunterstützte Datenverarbeitung geführt, so
sind die Unterschriften oder Handzeichen in einem
gesonderten Unterschriftenregister zu leisten, des-
sen Form und Inhalt durch Richtlinien der
Österreichischen Notariatskammer geregelt wer-
den. Für die Führung des Beurkundungsregisters
durch automationsunterstützte Datenverarbeitung
sind in den Richtlinien auch Datenschutzmaßnah-
men, insbesondere hinsichtlich Datensicherung,
Zugangskontrolle und Manipulationssicherheit,
vorzusehen."

20. Vor dem § 83 hat die Überschrift zu lauten:

,,f) Beurkundung über die Bekanntmachung von
Erklärungen sowie über die Zustellung von Urkun-

den"

21. Dem § 83 werden folgende Abs. 5 und 6
angefügt:

„(5) Enthält die Erklärung die Aufforderung an
die Gegenpartei, von einem ihr eingeräumten Recht
innerhalb der in der Erklärung angeführten Frist
Gebrauch zu machen, wobei dieses wirksam nur
gegenüber dem die Bekanntmachung beurkunden-
den Notar innerhalb der zur Verfügung stehenden
Frist erfolgen kann, so hat der Notar mit der
Bekanntmachung der Erklärung der Partei die
Gegenpartei darauf ausdrücklich hinzuweisen und
daß dies geschehen sei, in das fortgesetzte Protokoll
aufzunehmen. In einem solchen Fall ist darin auch
anzugeben, ob der Notar die Gegenpartei kennt
oder auf welche Art ihm ihre Identität bestätigt
worden ist (§ 55). Unmittelbar nach Ablauf der Frist
hat der Notar eine neuerliche Fortsetzung des
Protokolls aufzunehmen und darin anzuführen, ob
innerhalb der Frist eine Antwort eingelangt ist und
welchen Inhalt die Antwort hat.

(6) Begehrt die Partei die Bekanntmachung auf
schriftlichem Weg, so hat der Notar dies im
Protokoll ausdrücklich anzuführen und die Zustel-
lung nach § 85 Abs. 1 vorzunehmen."

22. Im § 84 wird folgender Abs. 1 a eingefügt:

„(1 a) Wurde eine Erklärung mit einer Aufforde-
rung nach § 83 Abs. 5 durch den Notar mündlich
oder durch Übersendung nach § 85 Abs. 1 bekannt-
gemacht, so hat der Notar in der Beurkundung auch
anzugeben, ob innerhalb der in der Erklärung
angeführten Frist von der Gegenpartei eine Antwort
eingelangt ist. Der wörtliche Inhalt der fristgerecht
eingelangten Antwort sowie Jahr, Monat, Tag und
erforderlichenfalls Stunde des Einlangens der
Erklärung der Gegenpartei sind ebenfalls in die
Beurkundung aufzunehmen."

23. Der § 85 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ist die Partei, welcher die Erklärung gemacht
werden sollte, in dem angegebenen Lokal nicht
anzutreffen oder verweigert sie dem Notar den
Zutritt, die Anhörung oder im Fall des § 83 Abs. 5
die Identitätsfeststellung, so hat der Notar dies zu
protokollieren und entweder der Gegenpartei eine
Beurkundung mittels eingeschriebener Postsendung
mit Rückschein zuzustellen oder dem Gericht
vorzulegen, welches die Zustellung nach den für die
eigenhändige Zustellung geltenden Vorschriften zu
verfügen hat."

24. Nach dem § 86 wird folgender § 86 a
eingefügt:

„§ 86 a. Wurde eine Erklärung der Gegenpartei
unter Einhaltung der in den §§ 83 ff angeführten
Vorschriften bekanntgemacht, so gilt dies als
Nachweis der ordnungsgemäßen Bekanntmachung
der Erklärung an die Gegenpartei."
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25. Im § 88 wird

a) im Abs. 5 die Wendung „oder Magnetband"
durch die Wendung „ , Magnetband oder sonstige
Datenträger" ersetzt und dem Absatz folgender
Satz angefügt:

„Nimmt der Notar einen ihm von der Partei
übergebenen Informationsträger in seine Verwah-
rung, so kann er auf Ersuchen der Partei bestätigen,
daß ein von ihm auf seiner Anlage davon
hergestellter Ausdruck von diesem Informationsträ-
ger stammt oder daß der Inhalt des verwahrten
Informationsträgers auf einen weiteren Informati-
onsträger unter seiner Aufsicht auf seiner Anlage
überspielt oder kopiert worden ist."

b) folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Wird dem Notar ein Schriftstück im Weg
einer Telekopie übermittelt, so kann der Notar auf
einer beglaubigten Abschrift oder Kopie der
Telekopie einen Vermerk über Tag und Uhrzeit des
Einlangens der Telekopie bei ihm setzen. Der
Zuziehung von Zeugen bedarf es nicht. Die
Eintragung in das Geschäftsregister und die
Einlegung einer Urschrift in die Akten des Notars ist
nicht erforderlich."

26. § 89 a Abs. 1 Z 2 hat zu lauten:

„2. Bestätigungen über Tatsachen, die sich aus
öffentlichen Büchern oder solchen Registern,
einschließlich der hinzugehörenden Verzeichnisse,
Karteien, Pläne und Urkundensammlungen sowie
den damit zusammenhängenden Akten von Gerich-
ten und Verwaltungsbehörden ergeben, auszustel-
len."

27. Nach dem § 89 a werden folgende §§ 89 b und
89 c samt Überschriften eingefügt:

,,k) Beurkundungen über Tatsachen, die sich aus
öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden
oder aus Akten von Gerichten und Verwaltungsbe-

hörden ergeben

§ 89 b. (1) Der Notar ist berufen, Beurkundungen
über Tatsachen, die sich aus öffentlichen, öffentlich
beglaubigten Urkunden oder aus Akten von
Gerichten und Verwaltungsbehörden ergeben, zu
erteilen.

(2) § 89 a Abs. 3 und 4 sind sinngemäß
anzuwenden.

1) Beurkundungen über sonstige Tatsachen auf
Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften

§ 89 c. Der Notar ist berufen, auch über sonstige
Tatsachen Beurkundungen oder Bestätigungen
nach Maßgabe der besonderen gesetzlichen Vor-
schriften auszustellen."

28. Der § 90 hat samt Überschrift zu lauten:

,,m) Beurkundungen in einer fremden Sprache

§ 90. (1) Notare oder deren Substituten, die
befugt sind, in einer fremden Sprache einen
Notariatsakt aufzunehmen, können in dieser
Sprache auch Beurkundungen erteilen.

(2) Auf Verlangen der Partei kann eine
Beurkundung in Form eines Vermerkes (§ 76 Abs. 1
lit. a bis d) zusätzlich auch in einer fremden Sprache
erfolgen, sofern der Notar oder sein Substitut die
sprachliche Richtigkeit gewährleisten kann."

29. Dem § 93 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Dabei sind die Bestimmungen des § 69 a Abs. 4 zu
berücksichtigen."

30. Dem § 111 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Abs. 1 gilt nicht, wenn die letztwillige
Anordnung nach § 75 widerrufen und der Widerruf
vom Notar angemerkt worden ist."

31. Dem § 112 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Das Geschäftsregister kann auch durch
automationsunterstützte, fortlaufende Aufzeich-
nungen geführt werden. In diesem Fall ist zum
31. Dezember eines jeden Jahres ein vom Notar
unterfertigter Ausdruck des Registers herzustellen,
zu binden, zu siegeln und dem Präsidenten der
Notariatskammer zu übergeben, der in sinngemäßer
Anwendung des § 115 zweiter und dritter Satz
vorzugehen hat. § 82 Abs. 2 letzter Satz gilt
sinngemäß."

32. Im § 116

a) erhält die bisherige Bestimmung die Absatzbe-
zeichnung „(1)" und lautet die lit. b:

,,b) die nach den Zahlen des Beurkundungsregi-
sters geordneten Sammlungen der Vermerk-
blätter und Anerkennungserklärungen (§ 82
Abs. 4);"

b) werden folgende Abs. 2 und 3 angefügt:

„(2) Vermerkblätter sind für die Dauer von
40 Jahren, Anerkennungserklärungen für die Dauer
von 10 Jahren aufzubewahren.

(3) Protestvermerke sind für die Dauer von 10
Jahren aufzubewahren."

33. Im § 117 wird

a) im Abs. 5 am Ende der Z 3 das Wort „oder"
und am Ende der Z 4 der Punkt jeweils durch einen
Beistrich ersetzt und folgende Z 5 angefügt:

„5. eine zumindest die Hälfte der Normalarbeits-
zeit umfassende Teilzeitbeschäftigung nach
dem Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221,
oder dem Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl.
Nr. 651/1989, ausgeübt wird."
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b) folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Ein Notariatskandidat kann mit seiner
Zustimmung und mit Zustimmung der beteiligten
Notare innerhalb desselben Kammersprengeis ne-
ben dem Notar, bei dem er eingetragen ist, auch bei
einem zweiten Notar, im Fall einer Gesellschaft
nach den §§ 22 bis 29 bei allen an der Gesellschaft
beteiligten Notaren, in praktischer Verwendung
stehen. Eine solche Verwendung ist nur zulässig,
wenn bei allen beteiligten Notaren eine Ausbildung
im Sinn des § 118 gewährleistet ist. Der Notar, bei
dem der Notariatskandidat eingetragen ist, hat die
Notariatskammer von der zusätzlichen praktischen
Verwendung zu verständigen."

34. Im § 117 a wird dem Abs. 2 folgender Satz
angefügt:

„Der Nachweis der mindestens neunmonatigen
Gerichtspraxis ist nur bei der erstmaligen Eintra-
gung zu erbringen."

35. Im § 118 Abs. 2 wird die Wendung „Nach
Ablegung der ersten Teilprüfung der Notariatsprü-
fung" durch die Wendung „Nach einer praktischen
Verwendung als Notariatskandidat im Ausmaß von
einem Jahr und sechs Monaten sowie nach
Ablegung der ersten Teilprüfung der Notariatsprü-
fung oder der Ergänzungsprüfung nach dem
Berufsprüfungs-Anrechnungsgesetz, BGBl.
Nr. 523/1987," ersetzt.

36. Im§ 118 a wird

a) im Abs. 1 lit. i das Wort „dreijährige" durch
das Wort „fünfjährige" ersetzt;

b) dem Abs. 3 folgender Satz angefügt:

„Wird der Austritt eines Notariatskandidaten
angezeigt, der zum Dauersubstituten des Notars
bestellt gewesen ist, und wird diese Anzeige vom
Notariatskandidaten nicht mitunterschrieben, so hat
die Notariatskammer im Sinn des § 134 Abs. 2 Z 3
zu vermitteln."

37. Im § 120 werden

a) im Abs. 1 nach dem ersten Satz folgende Sätze
eingefügt:

„Die Bestellung einer Person zum Dauersubstituten
für mehrere Notare und die Bestellung von zwei
Dauersubstituten für einen Notar ist zulässig."

b) dem Abs. 3 folgender Satz angefügt:

„Sind für einen Notar zwei Dauersubstituten
bestellt, so dürfen diese nicht gleichzeitig als
Substituten tätig werden."

38. Der § 121 hat zu lauten:

„§ 121. (1) Erfüllt der zum Dauersubstituten
vorgeschlagene Notariatskandidat alle Erforder-
nisse zur Erlangung einer Notarstelle, so wird er
ohne zeitliche Befristung bestellt.

(2) Ist der nach Abs. 1 zum Dauersubstituten
bestellte Notariatskandidat außerdem bei dem zu
substituierenden Notar angestellt oder dessen
Partner, so ist er berechtigt, den Notar in
Amtsgeschäften auch dann zu vertreten, wenn kein
Substitutionsfall nach § 119 Abs. 1 vorliegt. Der
Notar darf jedoch den Dauersubstituten in diesem
Fall zur Vornahme von Amtsgeschäften nur dann
heranziehen, wenn er wegen anderer Geschäfte
oder aus einem anderen triftigen Grund im
Einzelfall verhindert ist, die Amtshandlung selbst
vorzunehmen.

(3) § 120 Abs. 2 und § 123 Abs. 5 sind auf
Dauersubstituten nach Abs. 2 nicht anzuwenden."

39. Nach dem § 121 werden folgende §§ 121 a
und 121 b eingefügt:

„§ 121 a. Wenn das Amt des Notars erlischt, hat
der Dauersubstitut, bei zwei bestellten Dauersubsti-
tuten derjenige mit der längeren Dauer der
praktischen Verwendung, seine Amtstätigkeit so
lange fortzusetzen, bis der nach § 119 Abs. 1
bestellte Substitut das Amt angetreten hat.

§ 121 b. Die Bestellung zum Dauersubstituten ist
auf Antrag der Notariatskammer vom Präsidenten
des Gerichtshofs erster Instanz am Sitz der
Notariatskammer zu widerrufen. Die Notariats-
kammer hat einen solchen Antrag jedenfalls zu
stellen, wenn es der Notar oder Dauersubstitut
verlangt."

40. Im § 123

a) hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Der Substitut hat in den Notariatsurkunden
seine Eigenschaft als Substitut und den Vor- und
Zunamen sowie den Amtssitz des von ihm
vertretenen Notars anzuführen und seiner Unter-
schrift einen gleichen Hinweis beizufügen."

b) wird im Abs. 6 die Wendung „des Absatzes 5"
durch die Wendung „der Abs. 2, 3 und 5" ersetzt.

41. Im § 125

a) hat Abs. 2 Z 1 zu lauten:

„1. die Wahl der jeder Gruppe angehörenden
Mitglieder der Notariatskammer und je eines
Rechnungsprüfers und dessen Stellvertreters;
bei Notariatskollegien mit mehr als 100 Mit-
gliedern aus der Gruppe der Notare sind statt
eines Rechnungsprüfers zwei Rechnungsprü-
fer aus der Gruppe der Notare zu wählen;"

b) hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Die Prüfung der Buch- und Kassaführung
und des Rechnungsabschlusses erfolgt durch die
Rechnungsprüfer. § 141 g gilt sinngemäß."

c) wird im Abs. 4 Z 5 nach dem Wort „Wahl" die
Wendung „und Abberufung" eingefügt.
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42. Dem § 126 Abs. 4 wird folgender Satz
angefügt:

„Für die Abberufung des Präsidenten ist eine
Mehrheit von zwei Dritteln der in geheimer Wahl
mit Stimmzetteln abgegebenen Stimmen erforder-
lich."

43. Im § 129

a) hat der Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die dem Notarenstand angehörenden
Mitglieder der Kammer werden in der Versamm-
lung der Notarengruppe des Kollegiums, die dem
Kandidatenstand angehörenden Mitglieder der
Kammer in der Versammlung der Kandidaten-
gruppe jeweils auf drei Jahre in geheimer Wahl mit
Stimmzetteln gewählt."

b) hat im Abs. 3 der letzte Satz zu lauten:

„Sinkt die Zahl der in einer Liste eingetragenen
Kandidaten unter fünf (§ 124 Abs. 2), so bleiben die
dem Kandidatenstand angehörenden Mitglieder,
sofern ihre Amtsdauer nicht bereits vorher abläuft,
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres im
Amt."

44. Im § 130 Abs. 1 entfallen die Worte „und eine
mindestens siebenjährige praktische Verwendung
im Sinn des § 6 Abs. 2 zweiter Satz zurückgelegt
haben".

45. Im § 131 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Die Stimmabgabe kann auch durch Einsendung
von Stimmzetteln an die Kammer oder an den Leiter
der Wahl erfolgen."

46. Im § 140 a Abs. 2

a) hat die Z 4 zu lauten:

„4. die Schaffung von Instituten und Einrichtun-
gen, die geeignet sind, die sozialen, wirtschaft-
lichen, organisatorischen, ausbildungsmäßigen
und standespolitischen Interessen des Notari-
ats, seiner Standesmitglieder und ehemaligen
Standesmitglieder sowie deren Angehörigen
und Hinterbliebenen zu fördern;"

b) werden in der Z 5 die Wendungen „eines
Zentralen Testamentsregisters" und „des Zentralen
Testamentsregisters" jeweils durch die Wendung
„des Österreichischen Zentralen Testamentsregi-
sters (ÖZTR)" ersetzt;

c) hat die Z 8 zu lauten:

„8. die Erlassung von Richtlinien über die
Anrechenbarkeit von Zeiten der im § 6 Abs. 3
Z 1 genannten Art, über die Berücksichtigung
eines weiteren Studiums und einer Dolmet-
scherbefähigung nach § 11 Abs. 3, über die
Anwendung von Tarifbestimmungen, über die
Buchführung und Kassagebarung, über Beur-
kundungen nach § 76 Abs. 1 lit. 1, über Form

und Inhalt des Beurkundungsregisters, des
Unterschriftenregisters und des Geschäftsregi-
sters, über die Tätigkeit der Notare bei
Abfragen aus den mittels automationsunter-
stützter Datenverarbeitung geführten öffentli-
chen Registern, über das Verhalten und die
Berufsausübung der Standesmitglieder, über
die Vertragsbedingungen der Haftpflichtversi-
cherung nach § 30, insbesondere auch hin-
sichtlich eines Selbstbehalts, über die Erstat-
tung statistischer Ausweise durch die Notare
über die von ihnen im Lauf eines jeden Jahres
vorgenommenen notariellen Amtshandlungen
und über ihre Amtshandlungen als Gerichts-
kommissäre, über die Ausstellung von Auswei-
sen für Notare und Notariatskandidaten
durch die Notariatskammer, über die Ausbil-
dung von Notariatskandidaten, im besonderen
über Art, Umfang und Gegenstand der
Ausbildungsveranstaltungen, an denen ein
Notariatskandidat als Voraussetzung für die
Zulassung zur Notariatsprüfung teilzunehmen
hat, über sonstige verpflichtende Aus- und
Fortbildungsveranstaltungen für Notariats-
kandidaten sowie über verpflichtende Fortbil-
dungsveranstaltungen für Notare;"

47. § 141 a Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:
„Notare und Notariatskandidaten werden auf

drei Jahre gewählt."
48. Im § 141 b
a) hat der Abs. 1 zu lauten:
„(1) Der Delegiertentag hat aus seiner Mitte den

Präsidenten der Österreichischen Notariatskammer,
einen ersten, zweiten und dritten Präsidenten-Stell-
vertreter sowie einen Kassier zu wählen, die dem
Notarenstand angehören müssen. Zwei der drei
Präsidenten-Stellvertreter dürfen nicht derselben
Kammer angehören wie der Präsident der Österrei-
chischen Notariatskammer. Dem Delegiertentag
obliegt auch die Abberufung des Präsidenten der
Österreichischen Notariatskammer."

b) wird folgender Abs. 5 angefügt:
„(5) Dem Delegiertentag sind zusätzlich mit

beratender Stimme auch die Leiter der nach § 140 a
Abs. 2 Z 4 eingerichteten Institute beizuziehen,
soweit dabei diese Institute betreffende Angelegen-
heiten behandelt werden."

49. Dem § 141 d Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Für die Abberufung des Präsidenten der Österrei-
chischen Notariatskammer ist eine Mehrheit von
zwei Dritteln der in geheimer Wahl mit Stimmzet-
teln abgegebenen Stimmen erforderlich."

50. Im § 141 g hat der zweite Satz zu lauten:

„Sie haben hiebei die notwendige Sorgfalt zu
wahren und über das Ergebnis ihrer Prüfung dem
Delegiertentag eingehend zu berichten."

51. § 146 Abs. 2 wird aufgehoben.
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52. Im § 147 Abs. 1 wird der Punkt am Ende des
letzten Satzes durch einen Beistrich ersetzt und
folgende Wendung angefügt:

„sofern sie nicht bereits zum Zeitpunkt der Abgabe
nach § 152 a ausgeschieden werden können."

53. Dem § 151 wird folgender letzter Satz
angefügt:

„Wird die Funktion des Archivdirektors nach § 152
von einem Richter des Gerichtshofs wahrgenom-
men, so ist die Kundmachung von im Archiv
verwahrten letztwilligen Anordnungen von diesem
vorzunehmen."

54. Nach dem § 152 wird folgender § 152 a
eingefügt:

„§ 152 a. Die nach diesem Hauptstück verwahr-
ten Beurkundungsregister und Vermerkblätter
können nach Ablauf von 40 Jahren, Anerkennungs-
erklärungen und Protestvermerke nach Ablauf von
zehn Jahren ab ihrer Errichtung ausgeschieden
werden."

55. Im § 170 erhält die bisherige Bestimmung die
Absatzbezeichnung „(1)" und wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Die mündliche Verhandlung vor den
Disziplinarsenaten des Obersten Gerichtshofs ist auf
Antrag des Beschuldigten öffentlich. Die Öffent-
lichkeit kann jedoch aus den Gründen des § 229
StPO ausgeschlossen werden."

Artikel II

Änderungen des Notariatsprüfungsgesetzes

Der Art. I des Notariatsprüfungsgesetzes, BGBl.
Nr. 522/1987, wird wie folgt geändert:

1. Im § 2 Abs. 1 hat der letzte Satz zu lauten:

„Die zweite Teilprüfung kann nach bestandener
erster Teilprüfung und einer weiteren praktischen
Verwendung als Notariatskandidat im Ausmaß von
mindestens einem Jahr abgelegt werden."

2. Dem § 21 wird folgender Satz angefügt:

„In diesem Fall sind auch die Ergebnisse der
Prüfungsfächer des Rigorosums bei der Beurteilung
des Prüfungsergebnisses der betreffenden Teilprü-
fung der Notariatsprüfung zu berücksichtigen."

Artikel III

Änderung des Gerichtskommissärsgesetzes

Das Bundesgesetz über die Tätigkeit der Notare
als Beauftragte des Gerichtes (Gerichtskommissäre)
im Verfahren außer Streitsachen, BGBl. Nr. 343/
1970, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert:

Im § 2 Abs. 1 Z 1 entfallen die Worte: „und in der
Gemeinde, in der der Erblasser seinen Wohnsitz
gehabt hat, ein Notar seinen Amtssitz hat".

Artikel IV

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. November

1993 in Kraft, soweit im folgenden nichts anderes
bestimmt wird.

2. § 30 Abs. 1 NO in der Fassung des Art. I Z 9
dieses Bundesgesetzes tritt zum selben Zeitpunkt in
Kraft wie das Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum. *)

3. Zeiten nach § 6 Abs. 3 NO in der Fassung des
Art. I Z 5 dieses Bundesgesetzes sind auf Antrag des
Notars oder Notariatskandidaten auch anzurech-
nen, wenn sie vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes verbracht worden sind. Der Antrag
ist bei sonstigem Anspruchsverlust spätestens sechs
Monate nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes zu stellen.

4. Die Bestimmungen des Art. I sind nur auf
Notariatsurkunden anzuwenden, die nach dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes aufgenommen
worden sind. § 69 Abs. 1 a NO in der Fassung des
Art. I Z 11 dieses Bundesgesetzes gilt jedoch auch
für die vor diesem Zeitpunkt aufgenommenen
Notariatsakte mit der Maßgabe, daß dafür auch
Vollmachten ausreichen, die lediglich den Erforder-
nissen des § 69 Abs. 1 NO entsprechen; in anderen
Gesetzen enthaltene Vorschriften über den notwen-
digen Inhalt von Vollmachten bleiben davon
unberührt.

5. Art. I Z 38 gilt auch für Dauersubstituten, die
bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bestellt worden sind.

6. Art. I Z 43 und 47 sind auf Notariatskandida-
ten nur anzuwenden, wenn sie nach dem Inkrafttre-
ten dieses Bundesgesetzes gewählt worden sind.

7. Maßnahmen zur Vollziehung dieses Bundesge-
setzes können bereits von dem der Kundmachung
dieses Bundesgesetzes folgenden Tag an getroffen
werden. Sie dürfen frühestens mit dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes in Wirksamkeit gesetzt
werden. Soweit auf Grund dieses Bundesgesetzes
Richtlinien der Österreichischen Notariatskammer
zu ändern oder neu zu erlassen sind, sind die
erforderlichen Beschlüsse bis zum 31. Dezember
1993 zu fassen.

8. Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf
andere Rechtsvorschriften des Bundes sind als
Verweisungen auf die jeweils geltende Fassung zu
verstehen. Wird in anderen Bundesgesetzen auf
Bestimmungen verwiesen, an deren Stelle mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes neue Bestim-
mungen wirksam werden, so sind diese Verweisun-
gen auf die entsprechenden neuen Bestimmungen zu
beziehen.

*) Die Kundmachung des Abkommens und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil
Vranitzky
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693. Bundesgesetz, mit dem das Kartellgesetz
1988 und das Nahversorgungsgesetz geändert
werden (Kartellgesetznovelle 1993 —

KartGNov 1993)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 19. Oktober 1988, BGBl.
Nr. 600, über Kartelle und andere Wettbewerbsbe-
schränkungen, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 91/1993, wird geändert wie folgt:

1. In § 1 ist die Wortfolge „nach den Abschnitten
II und V" durch „nach den Abschnitten II bis V" zu
ersetzen.

2. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:

„Berechnung des Umsatzerlöses

§ 2 a. Bei der Anwendung dieses Bundesgesetzes
sind Umsatzerlöse nach den folgenden Grundsätzen
zu berechnen:

1. Unternehmen, die in der im § 41 beschriebe-
nen Form miteinander verbunden sind, gelten
als ein einziges Unternehmen; Umsätze aus
Lieferungen und Leistungen zwischen diesen
Unternehmen (Innenumsätze) sind in die
Berechnung nicht einzubeziehen;

2. bei Banken und Bausparkassen treten an die
Stelle der Umsatzerlöse 5% der Bilanzsumme,
bei der Anwendung des § 42 a Abs. 1 Z 2
jedoch 0,05% der Bilanzsumme;

3. bei Versicherungsunternehmungen treten an
die Stelle der Umsatzerlöse die Prämienein-
nahmen."

3. § 5 Abs. 1 Z 1 wird aufgehoben.

4. § 5 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Abschnitt II ist vorbehaltlich des § 7
nicht anzuwenden auf Kartellverträge über die
Bindung des Letztverkäufers im Buch-, Kunst-,
Musikalien-, Zeitschriften- und Zeitungshandel an
den vom Verleger festgesetzten Verkaufspreis."

5. Dem § 5 sind die folgenden Abs. 3 und 4
anzufügen:

„(3) Die Abschnitte II und II a sind vorbehaltlich
des § 7 nicht anzuwenden auf Wettbewerbsbe-
schränkungen zwischen Genossenschaftsmitglie-
dern sowie zwischen diesen und der Genossen-
schaft, soweit diese Wettbewerbsbeschränkungen
durch die Erfüllung des Förderungsauftrags von
Genossenschaften (§ 1 des Gesetzes über Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften, RGBl. Nr. 70/
1873) berechtigt sind.

(4) Der Abschnitt II ist auf vertikale Vertriebsbin-
dungen (§ 30 a) nicht anzuwenden."

6. Der Punkt am Ende des § 7 Abs. 1 ist durch
einen Beistrich zu ersetzen; ihm ist die folgende Z 4
anzufügen:
„4. Abkommen über den Europäischen Wirt-

schaftsraum."

7. Nach dem § 8 ist der folgende § 8 a
einzufügen:

„Feststellungen

§ 8 a. (1) Das Kartellgericht hat auf Antrag
festzustellen, ob und inwieweit ein Sachverhalt
diesem Bundesgesetz unterliegt.

(2) Zum Antrag nach Abs. 1 sind berechtigt
1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese ein
Interesse an der alsbaldigen Feststellung
begründen,

3. jeder Unternehmer beziehungsweise jeder
Verband (§ 31 Z 2), der ein rechtliches oder
wirtschaftliches Interesse an der alsbaldigen
Feststellung hat."

8. Die Überschrift des § 13 hat zu lauten:

„Preisbindungen"

9. § 13 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung des Abs. 1 hat zu entfallen.

10. Im § 17 Abs. 1 haben die Wortfolgen „im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten" und „, insbesondere
auf Vorschlag der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft oder des Österreichischen Arbeiterkam-
mertages," zu entfallen.

11. Nach § 17 Abs. 1 ist der folgende Abs. 1 a
einzufügen:

„(1 a) Soweit eine Verordnung nach Abs. 1
besondere Bestimmungen für Kreditinstitute, Un-
ternehmen der Vertragsversicherung oder Pensions-
kassen enthält, ist sie im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen zu erlassen, soweit sie
eine Freistellung nach Abs. 2 a enthält, im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft und mit dem Bundesminister für
wirtschaftliche Angelegenheiten, sonst im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten."

11 a. Nach § 17 Abs. 2 ist der folgende Abs. 2 a
einzufügen:

„(2 a) Die Verordnungsermächtigung nach
Abs. 1 bezieht sich auch auf die Abstimmung der
Erzeugung und des Absatzes forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse zwischen forstwirtschaftlichen Erzeu-
gerbetrieben, sofern dadurch keine Bindung hin-
sichtlich der Preise bewirkt wird."
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12. § 17 Abs. 3 2 1 wird aufgehoben.

13. Im § 18 Abs. 2 ist das Zitat „(§ 13 Abs. 1)"
durch „(§ 13)" zu ersetzen.

14. Dem § 18 ist der folgende Abs. 3 anzufügen:

„(3) Die Ausnahme nach Abs. 1 Z 1 gilt nicht für
Wirkungs- und Verhaltenskartelle, wenn das Kar-
tellgericht nach § 8 a rechtskräftig festgestellt hat,
daß ein solches Kartell vorliegt und daß es kein
Bagatellkartell ist. Ein solches Kartell darf jedoch
für sechs Monate nach dem Zeitpunkt der
Rechtskraft des Feststellungsbeschlusses weiter
durchgeführt werden; wenn innerhalb dieser Frist
die Genehmigung des Kartells beantragt und das
Verfahren gehörig fortgesetzt wird, darf das Kartell
darüber hinaus bis zur rechtskräftigen Entscheidung
des Kartellgerichts weiter durchgeführt werden."

15. § 20 wird aufgehoben.

16. § 25 hat zu lauten:

„Untersagung der Durchführung

§ 25. (1) Das Kartellgericht hat die Durchführung
von Kartellen, die ohne Genehmigung durchgeführt
werden dürfen, zu untersagen

1. auf Antrag, wenn einem solchen Kartell die
Voraussetzungen für die Genehmigung (§ 23)
fehlen; wenn das Kartellgericht den Antrag
abweist, weil das Kartell die Voraussetzungen
für die Genehmigung erfüllt, hat es das
Kartell, sofern es kein Bagatellkartell ist, zu
genehmigen;

2. soweit es einen Antrag auf Genehmigung eines
solchen Kartells abweist oder nach § 65
zurückweist.

(2) Auf Antrag hat das Kartellgericht die
Durchführung von Kartellen zu untersagen, deren
Durchführung nach § 18 Abs. 1 Z 1 verboten ist.

(3) Zum Antrag nach Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 sind
berechtigt

1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch das Kartell berührt werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch das Kartell
berührt werden."

17. § 27 hat zu lauten:

„Widerruf der Genehmigung

§ 27. (1) Das Kartellgericht hat die Genehmigung
eines Kartells gänzlich oder teilweise zu widerrufen,

1. soweit der Kartellbevollmächtigte es bean-
tragt;

2. auf Antrag, soweit nach der Genehmigung
eine der Voraussetzungen nach § 23 wegfällt.
Bei Preisbindungen fällt die volkswirtschaftli-

che Rechtfertigung insbesondere dann weg,
wenn die im geschäftlichen Verkehr vom
Letztverbraucher gezahlten Preise bei einem
größeren Anteil des Gesamtabsatzes die
Kartellpreise erheblich unterschreiten.

(2) Zum Antrag nach Abs. 1 Z 2 sind berechtigt
1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch das Kartell berührt werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch das Kartell
berührt werden."

18. Nach § 30 ist folgender II a. Abschnitt einzu-
fügen :

„II a. Abschnitt

Vertikale Vertriebsbindungen

Begriffsbestimmung

§ 30 a. (1) Vertikale Vertriebsbindungen sind
Verträge zwischen einem Unternehmer (bindender
Unternehmer) mit einem oder mehreren wirtschaft-
lich selbständig bleibenden Unternehmern (gebun-
dene Unternehmer), durch die diese im Bezug oder
Vertrieb von Waren oder bei der Inanspruchnahme
oder der Erbringung von Leistungen beschränkt
werden.

(2) Preisbindungen (§ 13) gelten nicht als
vertikale Vertriebsbindungen.

Anzeigepflicht

§ 30 b. Vertikale Vertriebsbindungen sind vom
bindenden Unternehmer vor ihrer Durchführung
dem Kartellgericht anzuzeigen. Der Anzeige ist ein
Muster der Vereinbarungen mit den einzelnen
Mitgliedern anzuschließen.

Untersagung

§ 30 c. (1) Das Kartellgericht hat die Durchfüh-
rung einer vertikalen Vertriebsbindung auf Antrag
zu untersagen, wenn

1. die vertikale Vertriebsbindung gegen ein
gesetzliches Verbot oder gegen die guten
Sitten (§ 879 ABGB) verstößt,

2. die vertikale Vertriebsbindung nicht volkswirt-
schaftlich gerechtfertigt ist. Dies ist jedenfalls
dann der Fall, wenn die vertikale Vertriebsbin-
dung mit den im § 7 Abs. 1 angeführten
internationalen Verträgen unvereinbar ist. Bei
der Prüfung der volkswirtschaftlichen Recht-
fertigung sind die gerechtfertigten Interessen
des bindenden Unternehmers, der gebundenen
Unternehmer und der Letztverbraucher glei-
chermaßen zu berücksichtigen. Ferner darf die
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wirtschaftliche Entscheidungsfreiheit der ge-
bundenen Unternehmer nicht unbillig be-
schränkt und der Marktzutritt für andere
Wettbewerber nicht unbillig erschwert wer-
den.

(2) Zum Antrag nach Abs. 1 sind berechtigt
1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch die vertikale Vertriebsbindung berührt
werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch die vertikale
Vertriebsbindung berührt werden.

Rechtsfolgen der Untersagung

§ 30 d. (1) Die auch nur teilweise Durchführung
vertikaler Vertriebsbindungen ist verboten, soweit
das Kartellgericht rechtskräftig oder durch einst-
weilige Verfügung die Durchführung untersagt hat.

(2) Vertikale Vertriebsbindungen sind unwirk-
sam, soweit ihre Durchführung verboten ist.

Freistellung durch Verordnung

§ 30 e. (1) Der Bundesminister für Justiz kann
nach Anhörung des Paritätischen Ausschusses
(§ 112) durch Verordnung feststellen, daß für
bestimmte Gruppen von vertikalen Vertriebsbin-
dungen kein Untersagungsgrund nach § 30 c
vorliegt.

(2) Soweit eine Verordnung nach Abs. 1 beson-
dere Bestimmungen für Kreditinstitute, Unterneh-
men der Vertragsversicherung oder Pensionskassen
enthält, ist sie im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen zu erlassen, sonst im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten."

18 a. § 32 hat zu lauten:

„§ 32. Eine unverbindliche Verbandsempfehlung
darf erst einen Monat nachdem sie dem Kartellge-
richt unter Anschluß einer Begründung angezeigt
worden ist, hinausgegeben werden."

19. § 33 hat zu lauten:

„Widerrufsauftrag

§ 33. (1) Das Kartellgericht hat dem empfehlen-
den Verband unter den folgenden Voraussetzungen
aufzutragen, die Empfehlung binnen 14 Tagen den
Empfängern gegenüber ausdrücklich zu widerru-
fen:

1. wenn es die Anzeige der Empfehlung
zurückweist;

1 a. auf Antrag, wenn die Empfehlung entgegen
dem § 32 hinausgegeben wurde;

2. auf Antrag, soweit die Empfehlung volks-
wirtschaftlich nicht gerechtfertigt ist (§ 23
Z 3);

3. von Amts wegen nach Ablauf von fünf
Jahren nach Anzeige der Empfehlung. Wenn
die Empfehlung innerhalb dieser Frist unter
Einhaltung des § 32 dem Kartellgericht
neuerlich angezeigt wird, beginnt die Frist
neu zu laufen.

(2) Zum Antrag nach Abs. 1 Z 1 a und 2 sind
berechtigt

1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch die Empfehlung berührt werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch die Empfeh-
lung berührt werden."

20. Der bisherige § 35 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)"; sein erster Satz hat zu lauten:

„Das Kartellgericht hat auf Antrag den beteilig-
ten Unternehmern aufzutragen, den Mißbrauch
einer marktbeherrschenden Stellung abzustellen."

21. Dem § 35 sind die folgenden Abs. 2 bis 5
anzufügen:

„(2) Erteilt das Kartellgericht einem marktbe-
herrschenden Unternehmer, der zu einer der im
§ 42 c Abs. 1 aufgezählten Gruppen gehört, einen
Auftrag nach Abs. 1, so hat es ihm auf Antrag
überdies Maßnahmen aufzutragen, durch die die
marktbeherrschende Stellung abgeschwächt oder
beseitigt wird, wenn

a) der Unternehmer seine marktbeherrschende
Stellung wiederholt mißbraucht hat,

b) die Mißbräuche geeignet sind, die Medien-
vielfalt zu beeinträchtigen, und

c) zu erwarten ist, daß es ohne solche
Maßnahmen zu weiteren Mißbräuchen dieser
Art kommen werde.

(3) Bei der Anwendung des Abs. 2 sind
insbesondere das bisherige Verhalten des marktbe-
herrschenden Unternehmers, der Grad der Markt-
beherrschung und die sonstigen Marktverhältnisse
zu berücksichtigen.

(4) Bei der Erlassung von Aufträgen nach Abs. 2
sind unter angemessener Berücksichtigung der
Interessen des marktbeherrschenden Unternehmers
einerseits und der vom Mißbrauch betroffenen
Unternehmer sowie des Interesses an der Aufrecht-
erhaltung der Medienvielfalt andererseits diejenigen
Maßnahmen aufzutragen, die mit dem geringsten
Aufwand und der geringsten Belastung für die
Beteiligten zum Ziel führen.

(5) Wenn sich nach der Erteilung eines Auftrags
nach Abs. 1 oder 2 die maßgeblichen Umstände
ändern, kann das Kartellgericht auf Antrag einer
Partei den Auftrag ändern oder aufheben."
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22. Der letzte Halbsatz des § 36 hat zu lauten:

„das Kartellgericht hat auf Antrag dem Antrags-
gegner aufzutragen, eine solche Verhaltensweise
abzustellen."

23. § 37 hat zu lauten:

„Antragsberechtigung

§ }7. Zum Antrag nach den §§ 35 und 36 sind
berechtigt

1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch das zu untersagende Verhalten berührt
werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch das zu unter-
sagende Verhalten berührt werden."

24. Der bisherige § 41 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". In der Einleitung des § 41 Abs. 1 hat die
Wortfolge „ , sofern die beteiligten Unternehmer
beziehungsweise Unternehmen zusammen einen
Anteil am gesamten inländischen Markt von
mindestens 5% haben," zu entfallen.

25. § 41 Abs. 1 Z 3 hat zu lauten:

„3. der unmittelbare oder mittelbare Erwerb von
Anteilen an einer Gesellschaft, die Unterneh-
mer ist, durch einen anderen Unternehmer
sowohl dann, wenn dadurch ein Beteiligungs-
grad von 25%, als auch dann, wenn dadurch
ein solcher von 50% erreicht oder überschrit-
ten wird,"

26. Dem § 41 sind die folgenden Abs. 2 und 3
anzufügen:

„(2) Als Zusammenschluß gilt auch die Gründung
eines Gemeinschaftsunternehmens, das

1. auf Dauer alle Funktionen einer selbständigen
wirtschaftlichen Einheit erfüllt und

2. keine Koordinierung des Wettbewerbsverhal-
tens der Gründerunternehmen im Verhältnis
zueinander oder im Verhältnis zu dem
Gemeinschaftsunternehmen mit sich bringt.

(3) Gehören alle beteiligten Unternehmen einem
Konzern (§ 15 Aktiengesetz 1965, BGBl. Nr. 98,
§ 115 des Gesetzes über Gesellschaften mit
beschränkter Haftung, RGBl. Nr. 58/1906) an, so
liegt kein Zusammenschluß vor."

27. Die Überschrift des § 42 hat zu lauten:

„Anzeigepflichtige Zusammenschlüsse"

28. § 42 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zusammenschlüsse, die nicht der Anmeldung
(§ 42 a) bedürfen, sind binnen einem Monat nach
ihrem Zustandekommen dem Kartellgericht anzu-
zeigen, wenn die beteiligten Unternehmer bezie-

hungsweise Unternehmen im letzten Geschäftsjahr
vor dem Zusammenschluß insgesamt Umsatzerlöse
von mindestens 150 Millionen Schilling hatten."

29. Nach § 42 Abs. 1 ist folgender Abs. 1 a
einzufügen:

„(1 a) Der Zusammenschluß gilt dann als
zustande gekommen, wenn die wirtschaftliche
Einflußmöglichkeit gegeben ist."

30. Nach § 42 sind die folgenden §§ 42 a bis 42 e
einzufügen:

„Anmeldebedürftige Zusammenschlüsse

§ 42 a. (1) Zusammenschlüsse bedürfen der
Anmeldung beim Kartellgericht, wenn die beteilig-
ten Unternehmer beziehungsweise Unternehmen im
letzten Geschäftsjahr vor dem Zusammenschluß
mindestens die folgenden Umsatzerlöse erzielten:

1. insgesamt 3,5 Milliarden Schilling und
2. mindestens zwei Unternehmer beziehungs-

weise Unternehmen jeweils 5 Millionen
Schilling.

(2) Zur Anmeldung ist jeder am Zusammenschluß
beteiligte Unternehmer berechtigt.

(3) Das Kartellgericht hat die Anmeldung
unverzüglich im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
öffentlich bekanntzumachen. Die Bekanntmachung
hat den Namen der Beteiligten und in kurzer Form
die Art des Zusammenschlusses sowie die betroffe-
nen Geschäftszweige anzugeben.

(4) Die Durchführung von anmeldebedürftigen
Zusammenschlüssen ist vor der Ausstellung einer
Bestätigung nach § 42 b Abs. 1 oder 5 oder dem
rechtskräftigen Ausspruch des Kartellgerichts, daß
der Zusammenschluß nicht untersagt wird (§ 42 b
Abs. 3 bis 5), verboten. Verträge sind unwirksam,
soweit sie diesem Verbot widersprechen.

(5) Das Kartellgericht hat auf Antrag festzustel-
len, ob ein Zusammenschluß in verbotener Weise
durchgeführt wurde. Zum Antrag sind berechtigt

1. die Amtsparteien (§ 44),
2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-

merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch den Zusammenschluß berührt werden,

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch den Zusam-
menschluß berührt werden.

Prüfung von Zusammenschlüssen

§ 42 b. (1) Die Amtsparteien (§ 44) können
binnen vier Wochen ab Zustellung der Gleichschrift
der Anmeldung die Prüfung des Zusammenschlus-
ses beantragen. Wenn kein Prüfungsantrag gestellt
wird oder alle gestellten Prüfungsanträge zurückge-
zogen werden, hat das Kartellgericht hierüber
unverzüglich eine Bestätigung auszustellen.
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(2) Wenn die Prüfung des Zusammenschlusses
nach Abs. 1 beantragt wurde, hat das Kartellgericht

1. falls kein Zusammenschluß nach § 41 vorliegt,
dies auszusprechen;

2. den Zusammenschluß zu untersagen, wenn zu
erwarten ist, daß durch den Zusammenschluß
eine marktbeherrschende Stellung (§ 34 Abs. 1
und 2) entsteht oder verstärkt wird; oder,
wenn dies nicht der Fall ist,

3. auszusprechen, daß der Zusammenschluß
nicht untersagt wird.

(3) Trotz Vorliegens der Untersagungsvorausset-
zungen nach Abs. 2 hat das Kartellgericht auszu-
sprechen, daß der Zusammenschluß nicht untersagt
wird, wenn

1. zu erwarten ist, daß durch den Zusammen-
schluß auch Verbesserungen der Wettbe-
werbsbedingungen eintreten, die die Nachteile
der Marktbeherrschung überwiegen, oder

2. der Zusammenschluß zur Erhaltung oder
Verbesserung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen
notwendig und volkswirtschaftlich gerechtfer-
tigt ist.

(4) Wenn die Voraussetzungen sonst nicht
gegeben sind, kann das Kartellgericht den Aus-
spruch, daß der Zusammenschluß nicht untersagt
wird, mit entsprechenden Beschränkungen oder
Auflagen verbinden. Wenn sich nach diesem
Ausspruch die maßgeblichen Umstände ändern,
kann das Kartellgericht auf Antrag eines am
Zusammenschluß beteiligten Unternehmers erteilte
Beschränkungen oder Auflagen ändern oder aufhe-
ben.

(5) Das Kartellgericht darf den Zusammenschluß
nur binnen fünf Monaten nach dem Einlangen der
Anmeldung untersagen; nach dem Ablauf der Frist
hat es hierüber unverzüglich eine Bestätigung
auszustellen. Wenn ein Verbesserungsauftrag nach
§ 65 (§ 68 a Abs. 2) erteilt wird, ist die Frist vom
Einlangen der verbesserten Anmeldung zu berech-
nen. Über Rekurse gegen die Entscheidung des
Kartellgerichts hat das Kartellobergericht binnen
zwei Monaten nach dem Einlangen des letzten
Rekurses zu entscheiden.

Medienzusammenschlüsse

§ 42 c. (1) Ein Zusammenschluß ist ein Medien-
zusammenschluß, wenn mindestens zwei der
beteiligten Unternehmer beziehungsweise Unter-
nehmen zu einer der folgenden Gruppen gehören:

1. Medienunternehmen oder Mediendienste (§ 1
Abs. 1 Z 6 und 7 Mediengesetz),

2. Medienhilfsunternehmen (Abs. 2) oder
3. Unternehmen, die an einem Medienunterneh-

men, Mediendienst oder Medienhilfsunter-
nehmen einzeln oder gemeinsam mittelbar
oder unmittelbar zu mindestens 25% beteiligt
sind.

(2) Als Medienhilfsunternehmen im Sinn dieses
Bundesgesetzes gelten

1. Verlage, sofern sie nicht Medienunternehmen
sind,

2. Druckereien und Unternehmen der Druckvor-
stufe (Repro- und Satzanstalten),

3. Unternehmen, die Werbeaufträge beschaffen
oder vermitteln,

4. Unternehmen, die den Vertrieb von Medien-
stücken im großen besorgen.

(3) Ein Zusammenschluß ist ein Medienzusam-
menschluß auch dann, wenn nur eines der
beteiligten Unternehmen zu den im Abs. 1 Z 1 bis 3
aufgezählten Unternehmen gehört und an minde-
stens einem weiteren am Zusammenschluß beteilig-
ten Unternehmen ein oder mehrere Medienunter-
nehmen, Mediendienste oder Medienhilfsunterneh-
men mittelbar oder unmittelbar insgesamt zu
mindestens 25% beteiligt sind.

(4) Bei der Anwendung des § 42 a Abs.1 Z 1 auf
Medienzusammenschlüsse sind die Umsatzerlöse
von Medienunternehmen und Mediendiensten mit
200, die Umsatzerlöse von Medienhilfsunternehmen
mit 20 zu multiplizieren.

(5) Ein Medienzusammenschluß ist nach § 42 b
auch dann zu untersagen, wenn zu erwarten ist, daß
durch den Zusammenschluß die Medienvielfalt
beeinträchtigt wird. § 42 b Abs. 3 Z 2 gilt auch für
diesen Fall.

Verordnungsermächtigung

§ 42 d. (1) Der Bundesminister für Justiz kann im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten nach Anhörung des
Paritätischen Ausschusses (§ 112) durch Verord-
nung anordnen, daß bei der Anwendung des § 42 a
Abs. 1 Z 1 die Umsatzerlöse, die auf einem
bestimmten Markt (§ 3) erzielt werden, mit einem
bestimmten Faktor zu multiplizieren sind.

(2) Eine Verordnung nach Abs. 1 kann erlassen
werden, wenn wegen der Besonderheiten des
betroffenen Marktes auch Zusammenschlüsse um-
satzschwächerer Unternehmen zu schwerwiegen-
den Beeinträchtigungen des Wettbewerbs auf
diesem Markt führen können und diese Beeinträch-
tigungen nicht durch andere Wettbewerbs- oder
handelspolitische Maßnahmen verhindert werden
können. Hiebei sind insbesondere die folgenden
Umstände zu berücksichtigen:

1. der Umfang der auf dem betroffenen Markt
insgesamt erzielten Umsatzerlöse,

2. Umstände, die den Marktzutritt für andere
Unternehmer beschränken,

3. die Verflechtung des betroffenen Marktes mit
den ausländischen Märkten.
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Ausnahmen

§ 42 e. (1) Die §§ 42 und 42 a bis 42 c gelten nicht
für den Erwerb von Anteilen an einer Gesellschaft,
die Unternehmer ist,

1. wenn eine Bank die Anteile zum Zweck der
Veräußerung erwirbt;

2. wenn eine Bank die Anteile zum Zweck der
Sanierung einer notleidenden Gesellschaft
oder der Sicherung von Forderungen gegen
die Gesellschaft erwirbt;

3. wenn die Anteile in Ausübung des Kapitalbe-
teiligungs- oder des Beteiligungsfondsgeschäf-
tes (§ 1 Abs. 1 Z 11 und 12 Kreditwesengesetz,
BGBl. Nr. 63/1979, in der jeweils geltenden
Fassung) oder sonst durch eine Gesellschaft
erworben werden, deren einziger Zweck darin
besteht, Beteiligungen an anderen Unterneh-
men zu erwerben sowie die Verwaltung und
Verwertung dieser Beteiligungen wahrzuneh-
men, ohne in die Verwaltung dieser Unterneh-
men unmittelbar oder mittelbar einzugreifen.

(2) Wenn der Anteilserwerb ohne die Ausnahme
nach Abs. 1 ein anmeldebedürftiger Zusammen-
schluß wäre, gelten für den Erwerber der Anteile die
folgenden Beschränkungen:

1. Der Erwerber darf die mit den Anteilen
verbundenen Stimmrechte nicht ausüben, um
das Wettbewerbsverhalten des Unternehmens
zu bestimmen; die Stimmrechte dürfen jedoch
ausgeübt werden, um den vollen Wert der
Investition zu erhalten sowie um eine Veräu-
ßerung der Gesamtheit oder von Teilen des
Unternehmens oder seiner Vermögenswerte
oder die Veräußerung der Anteile vorzuberei-
ten;

2. er muß die Anteile im Fall des Abs. 1 Z 1
binnen einem Jahr, im Fall des Abs. 1 Z 2 nach
Beendigung des Sanierungs- beziehungsweise
Sicherungszweckes wiederveräußern.

(3) Das Kartellgericht hat auf Antrag dem
Erwerber der Anteile aufzutragen, ein gegen Abs. 2
verstoßendes Verhalten abzustellen; für die An-
tragsberechtigung gilt § 42 a Abs. 4. Das Kartellge-
richt hat hiebei die Einjahresfrist nach Abs. 2 Z 2 zu
verlängern, wenn die Veräußerung innerhalb der
Frist unzumutbar ist."

31. § 45 hat zu lauten:

„Kostenersatz

§ 45. (1) Im Verfahren vor dem Kartellgericht
und dem Kartellobergericht nach § 30 sind die
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung über den
Kostenersatz sinngemäß anzuwenden.

(2) Im Verfahren nach den §§ 8 a, 25 Abs. 1 Z 1
und Abs. 2, § 27 Abs. 1 Z 2, § 30 c Abs. 1, § 33
Abs. 1 Z 1 a und 2, §§ 35, 36, § 42 a Abs. 5 und
§ 42 e Abs. 3 sind die Bestimmungen der Zivilpro-

zeßordnung über den Kostenersatz sinngemäß mit
der Maßgabe anzuwenden, daß die Kostenersatz-
pflicht der unterliegenden Partei nur soweit eintritt,
als die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
mutwillig war. Auf die Kostenentscheidung ist § 273
ZPO sinngemäß anzuwenden."

32. Im § 47 ist die Wortfolge „von Vertriebsbin-
dungen (§ 20 Abs. 1 und 2)," durch „von vertikalen
Vertriebsbindungen (§ 30 b) und" zu ersetzen; die
Wortfolge „und von Bagatellkartellen (§§ 58 und
59)" hat zu entfallen.

33. § 49 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Zum Vorliegen der folgenden Umstände hat
der Vorsitzende des Kartellgerichts ein Gutachten
des Paritätischen Ausschusses einzuholen:

1. der volkswirtschaftlichen Rechtfertigung (§ 23
Z 3 und § 30 c Abs. 1 Z 2),

2. des Mißbrauchs einer marktbeherrschenden
Stellung (§ 35 Abs. 1),

3. der für Maßnahmen nach § 35 Abs. 2 maßgeb-
lichen Umstände,

4. der für die Untersagung eines Zusammen-
schlusses nach § 42 b Abs. 2 bis 4 und § 42 c
Abs. 5 maßgeblichen Umstände."

34. § 49 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Im Verfahren über die Genehmigung von
Kartellen und die Prüfung von Zusammenschlüssen
hat der Vorsitzende des Kartellgerichts dem
Paritätischen Ausschuß ohne Verzug eine Gleich-
schrift des Antrags beziehungsweise der Anmeldung
und seiner beziehungsweise ihrer Beilagen zuzustel-
len."

35. Im § 50 ist der Klammerausdruck „(§ 118
Abs. 1 Z 1 bis 3)" durch „(§ 118 Abs. 1 Z 1 bis 3 und
3 a)" zu ersetzen.

36. § 52 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Soweit die Voraussetzungen für die
Untersagung der Durchführung eines Kartells nach
§ 25 oder einer vertikalen Vertriebsbindung nach
§ 30 c oder für den Widerruf der Genehmigung
eines Kartells nach § 27 Abs. 1 Z 2 bescheinigt sind,
hat das Kartellgericht auf Antrag einer Partei die
angeführten Maßnahmen durch einstweilige Verfü-
gung zu treffen."

37. Im § 52 Abs. 2 ist die Wortfolge „die
Untersagung des Mißbrauchs einer marktbeherr-
schenden Stellung (§§ 35 und 36)" durch „Maßnah-
men der Mißbrauchsaufsicht nach den §§ 35 und
36" zu ersetzen; die Wortfolge „sowie die Gefahr
eines drohenden unwiederbringlichen Schadens für
die durch dieses Gesetz geschützten Interessen" hat
zu entfallen.

38. § 53 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Rekursfrist beträgt vier Wochen. Die
anderen Parteien können binnen vier Wochen nach
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der Zustellung des Rekurses eine Gegenäußerung
einbringen."

39. Die Überschrift des VII. Abschnitts hat zu
lauten:

„Besondere Verfahrensbestimmungen für Kartelle,
unverbindliche Verbandsempfehlungen und

Zusammenschlüsse"

40. § 54 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„Im Verfahren vor dem Kartellgericht und dem
Kartellobergericht über den Antrag auf Genehmi-
gung eines Kartells sowie in allen Angelegenheiten
eines genehmigten Kartells müssen die Kartellmit-
glieder sich durch einen Kartellbevollmächtigten
vertreten lassen; vorbehaltlich der für berufliche
Parteienvertreter geltende Vorschriften muß der
Kartellbevollmächtigte im Inland wohnhaft sein."

41. Im § 55 Abs. 1 erhalten der zweite bis letzte
Satz die Absatzbezeichnung „(1 a)"; der Abs. 1 hat
zu lauten:

„(1) Der Vorsitzende des Kartellgerichts hat die
Kartellmitglieder unter Setzung einer Frist von
höchstens einem Monat aufzufordern, einen Kar-
tellbevollmächtigten zu bestellen, wenn

1. der Kartellbevollmächtigte stirbt,
2. der Kartellbevollmächtigte unfähig wird, die

Vertretung der Kartellmitglieder fortzufüh-
ren,

3. das Kartell nach § 25 Abs. 1 Z 1 genehmigt
wird und die Kartellmitglieder noch keinen
Kartellbevollmächtigten bestellt haben."

42. § 56 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wird nach dem Antrag auf Genehmigung
beziehungsweise nach der Genehmigung eines
Kartells ein neuer Kartellbevollmächtigter bestellt,
so hat dieser seine Bestellung dem Kartellgericht
ohne Verzug anzuzeigen."

43. Die §§ 57 und 58 werden aufgehoben.

44. § 59 hat zu lauten:

„Änderung und Ergänzung von Wirkungs- und
Verhaltenskartellen

§ 59. (1) Werden Wirkungs- oder Verhaltenskar-
telle nach dem Antrag auf Genehmigung bezie-
hungsweise nach ihrer Genehmigung geändert oder
ergänzt, so ist binnen 14 Tagen nach dem
Zustandekommen der Änderung oder Ergänzung
deren Genehmigung zu beantragen. Auf Antrag des
Kartellbevollmächtigten hat der Vorsitzende des
Kartellgerichts die Frist aus berücksichtigungswür-
digen Gründen zu verlängern.

(2) Wenn die Frist versäumt wird, dann ist die
weitere — auch nur teilweise — Durchführung der

Änderung oder Ergänzung des Kartells so lange
verboten, bis die Genehmigung beantragt wird."

45. Die Überschrift des § 60 hat zu lauten:

„Inhalt von Genehmigungsanträgen"

46. In der Einleitung des § 60 hat die Wortfolge
„und Anzeigen von Bagatellkartellen (§ 58)" zu
entfallen.

47. Im § 60 Z 3 ist die Wortfolge „Preis- oder
Vertriebsbindung" durch „Preisbindung" zu erset-
zen.

48. In der Einleitung des § 62 hat die Wortfolge
„und Anzeigen (§ 58)" zu entfallen.

49. Im § 62 Z 1 ist die Wortfolge „Preis- und
Vertriebsbindungen" durch „Preisbindungen" zu
ersetzen.

50. § 64 Abs. 2 wird aufgehoben; die Absatzbe-
zeichnung des Abs. 1 hat zu entfallen.

51. Die Überschrift des § 65 hat zu lauten:

„Verbesserung von Anträgen"

52. Im § 65 Abs. 1 haben die Wortfolgen „die
Anzeige" und „beziehungsweise der Anzeige" zu
entfallen.

53. Im § 68 Abs. 1 ist die Wortfolge „nach § 25
Z 1 oder 3 untersagt" durch „nach § 25 Abs. 1 aus
inhaltlichen Gründen untersagt" zu ersetzen.

54. Nach § 68 ist der folgende § 68 a einzufügen:

„Inhalt von Anmeldungen nach § 42 a

§ 68 a. (1) Anmeldungen nach § 42 a haben zu
enthalten:

1. genaue und erschöpfende Angaben zu den
Umständen, durch die eine marktbeherr-
schende Stellung entstehen oder verstärkt
werden kann, vor allem
a) zur Unternehmensstruktur, und zwar

insbesondere für jedes beteiligte Unterneh-
men die Angabe
— der Eigentumsverhältnisse einschließ-

lich von Unternehmensverbindungen
im Sinn des § 41,

— der im letzten Geschäftsjahr vor dem
Zusammenschluß erzielten Umsätze
(Menge und Erlöse) getrennt nach
bestimmten Waren und Dienstleistun-
gen im Sinn des § 3,

b) für jedes beteiligte Unternehmen die
Angabe der Marktanteile bei den in lit. a
angeführten Waren und Dienstleistungen,

c) zur allgemeinen Marktstruktur;
2. wenn es sich um einen Medienzusammen-

schluß handelt, auch genaue und erschöpfende
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Angaben zu den Umständen, durch die die
Medienvielfalt überdies beeinträchtigt werden
kann.

(2) § 65 ist auf Anmeldungen nach § 42 a
sinngemäß anzuwenden."

55. Im § 71 sind das Wort „und" am Ende der Z 6
und der Punkt am Ende der Z 7 jeweils durch einen
Beistrich zu ersetzen und die folgenden Z 8 und 9
anzufügen:
„8. die Anmeldung von Zusammenschlüssen,

sobald diese nicht mehr untersagt werden
können,

9. die Untersagung von Zusammenschlüssen."

56. § 72 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wenn ein Beschluß des Kartellgerichts
Gegenstand der Eintragung ist (§ 71 Z 1, 4, 6 und
9), ist in diesem Beschluß auch die Eintragung in das
Kartellregister anzuordnen; wenn ein strafgerichtli-
ches Urteil (§ 71 2 1 und 4 in Verbindung mit § 129
Abs. 3) Grundlage oder eine Anzeige oder Anmel-
dung Gegenstand der Eintragung ist (§ 71 Z 2, 3, 5,
7 und 8), hat der Vorsitzende des Kartellgerichts die
Eintragung in das Kartellregister mit Beschluß
anzuordnen."

57. Im § 75 Abs. 4 ist die Wortfolge „von
Vertriebsbindungen (§ 20 Abs. 1 und 2)" durch
„von vertikalen Vertriebsbindungen (§ 30 b)" zu
ersetzen.

58. Im § 76 sind das Wort „und" am Ende der Z 4
und der Punkt am Ende der Z 5 jeweils durch einen
Beistrich zu ersetzen und die folgende Z 6
anzufügen:

„6. ein nach Wirtschaftszweigen geordnetes Ver-
zeichnis der eingetragenen Zusammen-
schlüsse."

59. Im § 80 Z 3 ist das Zitat „§ 25 Z 3" durch
„§ 25 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2" und das Zitat „§ 27
Z 2" durch „§ 27 Abs. 1 Z 2" zu ersetzen.

60. § 80 Z 4 hat zu lauten:
„4. für ein Verfahren über einen Antrag auf

Untersagung der Durchführung einer vertika-
len Vertriebsbindung nach § 30 c eine Rah-
mengebühr von 5 000 S bis 200 000 S;"

61. § 80 Z 5 wird aufgehoben.

62. Im § 80 Z 6 hat die Wortfolge „ , bei
Bagatellkartellen jedoch 600 S" zu entfallen.

63. Im § 80 Z 8 ist das Zitat „§ 33 Z 2" durch
„§ 33 Z 1 a und 2" zu ersetzen.

64. § 80 Z 9 und 10 hat zu lauten:
„9. für ein Verfahren über einen Antrag auf

Erteilung von Aufträgen nach den §§ 35 und
36 eine Rahmengebühr von 10 000 S bis
400 000 S; wenn es sich um die Änderung
oder Aufhebung eines Auftrags nach § 35

Abs. 5 handelt, beträgt die Untergrenze der
Gebühr jedoch 5 000 S;

10. für ein Verfahren über eine Anzeige einer
vertikalen Vertriebsbindung (§ 30 b) eine
Pauschalgebühr von 400 S;"

65. Im § 80 sind nach der Z 10 die folgenden
Z 10 a und 10 b einzufügen:

„10 a. für ein Verfahren über eine Anzeige oder
Anmeldung eines Zusammenschlusses
eine Pauschalgebühr von 1 000 S, wenn
ein Prüfungsantrag nach § 42 b gestellt
wurde, jedoch eine Rahmengebühr von
20 000 S bis 400 000 S; wenn es sich um
die Änderung oder Aufhebung von
Beschränkungen oder Auflagen nach
§ 42 b Abs. 4 handelt, beträgt die Unter-
grenze der Gebühr jedoch 10 000 S;

10 b. für ein Verfahren über einen Antrag nach
den §§ 8 a, 42 a Abs. 5 und § 42 e Abs. 3
eine Rahmengebühr von 5 000 S bis
200 000 S;"

66. § 82 hat zu lauten:

„Zahlungspflichtige Personen

§ 82. Zahlungspflichtig für die Gebühr nach § 80
sind

1. für die Gebühr nach Z 1, 2 und 6 die
Kartellmitglieder;

2. für die Gebühr nach Z 7, 10 und 10 a der
anzeigende Verband beziehungsweise der
anzeigende, anmeldende oder antragstellende
Unternehmer;

3. für alle anderen Gebühren der Antragsgegner,
wenn eine Amtspartei (§ 44) den Antrag
gestellt hat und dem Antrag auch nur teilweise
stattgegeben wird; wenn der Antragsteller
keine Amtspartei ist, ist die Zahlungspflicht
nach Maßgabe des Verfahrenserfolgs dem
Antragsteller, dem Antragsgegner oder beiden
verhältnismäßig aufzuerlegen."

66 a. Im ersten Satz des § 89 sind die Worte
„sechs Beisitzern" durch „vier Beisitzern" zu
ersetzen.

66 b. § 92 Abs. 1 letzter Satz wird aufgehoben.

66 c. Dem § 93 Abs. 1 ist der folgende Satz
anzufügen:

„Im übrigen gilt für die Beisitzer und ihre
Stellvertreter § 21 des Gerichtsorganisationsgeset-
zes, RGBl. Nr. 217/1896, in der jeweiligen Fassung
sinngemäß."

66 d. Im § 94 hat die Wendung „und das Amt
eines Beisitzers (Stellvertreters) aus dem Kreis der
rechtskundigen Beamten" zu entfallen.

66 e. Im § 102 Abs. 2 ist das Wort „Siebenerse-
nat" durch „Fünfersenat" zu ersetzen.
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67. Im § 101 hat der zweite Halbsatz zu lauten:

„Endentscheidungen einschließlich der Feststel-
lungsbeschlüsse nach § 68 Abs. 1 trifft er außer in
den in diesem Bundesgesetz sonst vorgesehenen
Fällen nur dann allein, wenn eine Partei dies
beantragt und die anderen Parteien zustimmen."

67 a. § 113 Abs. 2 zweiter Satz hat zu lauten:

„Drei Mitglieder und drei Ersatzmitglieder sind
von der Bundesregierung auf Grund eines Vor-
schlags der Bundeskammer für Arbeiter und
Angestellte, zwei Mitglieder und zwei Ersatzmit-
glieder auf Grund eines Vorschlags der Bundeskam-
mer der gewerblichen Wirtschaft und ein Mitglied
und ein Ersatzmitglied auf Grund eines Vorschlags
der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs, die beiden Geschäftsführer
jedoch auf Grund übereinstimmender Vorschläge
der beiden zuerst genannten Kammern vorzuschla-
gen."

68. Im § 118 Abs. 1 ist nach der Z 1 die folgende
Z 1 a einzufügen:

„1 a. im Verfahren über die Untersagung einer
vertikalen Vertriebsbindung der bindende
Unternehmer und die gebundenen Unter-
nehmer,"

69. Im § 118 Abs. 1 hat die Z 3 zu lauten:
„3. im Verfahren über die Mißbrauchsaufsicht

über marktbeherrschende Unternehmer der
Antragsteller und die Antragsgegner,"

70. Im § 118 Abs. 1 ist nach der Z 3 die folgende
Z 3 a einzufügen:

„3 a. im Verfahren über die Prüfung eines
Zusammenschlusses alle an dem Zusam-
menschluß beteiligten Unternehmer,"

71. Der bisherige § 119 erhält die Absatzbezeich-
nung „(1)". Ihm ist der folgende Abs. 2 anzufügen:

„(2) Betrifft ein Gutachten Angelegenheiten von
Kreditinstituten, Unternehmen der Vertragsversi-
cherung oder Pensionskassen, so hat der Paritäti-
sche Ausschuß eine Stellungnahme des Bundesmini-
sters für Finanzen einzuholen."

72. Im § 126 Abs. 1 ist die Wortfolge „über die
Untersagung des Mißbrauchs einer marktbeherr-
schenden Stellung (§§ 34 und 35)" zu ersetzen
durch „über die Mißbrauchsaufsicht über marktbe-
herrschende Unternehmer (§§ 35 und 36)" und im
§ 126 Abs. 2 ist die Wortfolge „über die Untersa-
gung des Mißbrauchs einer marktbeherrschenden
Stellung sowie auf Grund von Vergleichen in diesen
Angelegenheiten" zu ersetzen durch „im Verfahren
nach den §§ 35 und 36".

73. Im § 127 Abs. 1 hat die Wortfolge „ , insbe-
sondere auf Vorschlag der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichischen
Arbeiterkammertags oder der Präsidentenkonfe-
renz der Landwirtschaftskammern Österreichs," zu
entfallen.

74. Die Überschrift des § 130 hat zu lauten:

„Verbotene Durchführung eines Kartells, einer
vertikalen Vertriebsbindung oder eines

Zusammenschlusses"

75. § 130 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wer, wenn auch nur fahrlässig, ein Kartell,
eine vertikale Vertriebsbindung oder einen Zusam-
menschluß in verbotener Weise durchführt (§§ 18,
42 a Abs. 4, § 59 Abs. 2) oder die Wirkung der
Untersagung der Durchführung eines Kartells, einer
vertikalen Vertriebsbindung oder eines Zusammen-
schlusses oder des Widerrufs der Genehmigung
eines Kartells sonst vereitelt, ist mit Geldstrafe bis zu
360 Tagessätzen zu bestrafen."

76. § 131 hat zu lauten:

„Verbotene Ausnützung einer marktbeherrschenden
Stellung

§ 131. Wer, wenn auch nur fahrlässig, die
marktbeherrschende Stellung eines Unternehmers
entgegen einer rechtskräftig oder durch einstweilige
Verfügung ausgesprochenen Auftragserteilung
(§ 35 Abs. 1 und § 36) ausnützt oder einem solchen
Auftrag nach § 35 Abs. 2 nicht nachkommt, ist mit
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen."

77. § 132 hat zu lauten:

„Irreführung des Kartellgerichts

§ 132. Wer in einem Feststellungsantrag nach § 19
Abs. 1, einem Genehmigungsantrag nach § 23 oder
einem Verlängerungsantrag nach § 24 oder wer in
einer Anmeldung nach § 42 a über Umstände, die
für die Entscheidung des Kartellgerichts wesentlich
sind, unrichtige oder unvollständige Angaben
macht, ist mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu
bestrafen."

78. Im § 139 Abs. 2 hat der letzte Satz zu
entfallen.

79. Der XV. Abschnitt hat zu lauten:

„XV. Abschnitt

Bußgeldverfahren

Bußgelder

§ 142. Das Kartellgericht hat von Amts wegen
oder auf Antrag einer Amtspartei (§ 44) Bußgelder
aufzuerlegen, und zwar

1. Unternehmern beziehungsweise Verbänden in
der Höhe von 50 000 S bis 500 000 S, wenn sie
a) die Anzeigepflicht nach § 30 b oder § 42

verletzen,
b) in einer Anzeige nach § 30 b oder § 42

unrichtige oder unvollständige Angaben
machen,
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c) eine unverbindliche Verbandsempfehlung
entgegen dem § 32 hinausgeben,

d) dem Auftrag zum Widerruf einer unver-
bindlichen Verbandsempfehlung nicht
nachkommen,

e) einer Entscheidung des Kartellgerichts
nach § 42 e Abs. 3 nicht nachkommen,

f) einem Auftrag des Kartellgerichts nach
§ 118 Abs. 2 nicht nachkommen,

g) eine Empfehlung entgegen einer Verord-
nung nach § 127 hinausgeben;

2. Unternehmern in der Höhe von 10 000 S bis
100 000 S, wenn sie die Anzeigepflicht nach
§ 19 Abs. 2, § 60 Z 5 oder § 63 Abs. 4
verletzen;

3. Kartellbevollmächtigten in der Höhe von
2 000 S bis 20 000 S, wenn sie
a) die Anzeigepflicht nach § 56 verletzen,
b) einer Aufforderung nach § 64 nicht nach-

kommen.

Bemessung
§ 143. Bei der Bemessung des Bußgeldes ist

insbesondere auf die Schwere der Rechtsverletzung,
den Grad des Verschuldens und die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit Bedacht zu nehmen.

Einbringung
§ 143 a. Das Bußgeld fließt dem Bund zu und ist

nach den Bestimmungen über die Eintreibung von
Geldstrafen einzubringen."

80. § 151 Z 1 hat zu lauten:

„1. Der Bundesminister für Justiz hinsichtlich der
Abschnitte I, II, II a, III bis IX, X (mit
Ausnahme der §§ 90 und 92 Abs. 1 und 3), XI
(mit Ausnahme des § 113 Abs. 2), XII und
XIV bis XVI, hinsichtlich der §§ 17 und 30 e
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen oder dem Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten und hinsichtlich
des IX. Abschnitts im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen;"

81. § 151 2 3 wird aufgehoben.
82. Der nach § 145 weitergeltenden Anlage wird

die folgende Anführung von Waren angefügt:
„ 44.01 Brennholz, in Form von Rundlingen, etc.
aus 44.03 Rundholz, auch entrindet, entsplintet

oder grob zwei- oder vierseitig zugerich-
tet
die Positionen 20 A, 20 B 2, 91 B, 92,
99 B

44.04 Reifholz; Stecken aus Holz, etc."

Artikel I a
Soweit im Kartellgesetz 1988 die Wortfolge

„Österreichischer Arbeiterkammertag" enthalten
ist, wird sie durch die Wortfolge „Bundeskammer
für Arbeiter und Angestellte" ersetzt.

Artikel II

Das Bundesgesetz vom 29. Juni 1977, BGBl. Nr.
392, zur Verbesserung der Nahversorgung und der
Wettbewerbsbedingungen, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 424/1988 wird geän-
dert wie folgt:

1. § 7 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) 2um Antrag nach den §§ 1 bis 4 sind
berechtigt

1. die Finanzprokuratur, die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, die Bundeskammer
für Arbeiter und Angestellte und die Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschaftskammern
Österreichs; auch wenn sie nicht Antragsteller
sind, haben sie im Verfahren Parteistellung;

2. Vereinigungen, die wirtschaftliche Unterneh-
merinteressen vertreten, wenn diese Interessen
durch den Gegenstand des Verfahrens berührt
werden;

3. jeder Unternehmer, dessen rechtliche oder
wirtschaftliche Interessen durch den Gegen-
stand des Verfahrens berührt werden."

2. In § 7 Abs. 3 erster Satz sind die Worte
„14 Tage" durch „vier Wochen" zu ersetzen.

Artikel III

(1) Art. I Z 66 a bis 66 e tritt mit 1. Oktober 1993
in Kraft; im übrigen tritt dieses Bundesgesetz mit
1. November 1993 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund des Kartellgesetzes
1988 in der Fassung dieses Bundesgesetzes können
bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden
Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch fühestens
mit dem 1. November 1993 in Kraft gesetzt werden.

Artikel IV

(1) Nach § 20 Abs. 1 KartG 1988 angezeigte
Vertriebsbindungen sind nach dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes wie vertikale Vertriebsbin-
dungen nach § 30 a KartG 1988 in der Fassung
dieses Bundesgesetzes zu behandeln.

(2) Vertikale Vertriebsbindungen nach § 30 a
KartG 1988 in der Fassung dieses Bundesgesetzes,
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesge-
setzes bereits durchgeführt werden und noch nicht
nach § 20 Abs. 1 KartG 1988 angezeigt worden
sind, sind bis 30. Juni 1994 nach § 30 b KartG 1988
in der Fassung dieses Bundesgesetzes anzuzeigen.

Artikel V

Dieses Bundesgesetz ist auf Zusammenschlüsse
nicht anzuwenden, die vor dem Zeitpunkt seines
Inkrafttretens zustandegekommen sind.
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Artikel VI

(1) Das Amt der Beisitzer (Stellvertreter) des
Kartellobergerichts aus dem Kreis der rechtskundi-
gen Beamten endet mit Ablauf des 30. September
1993. Der Vorsitzende des Kartellobergerichts hat
sie hievon zu verständigen.

(2) Das Recht zur Führung des Titels „Kommer-
zialrat" nach § 93 Abs. 1 KartG 1988 besteht
unabhängig vom Zeitpunkt der Ernennung auch
nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes weiter.

Klestil

Vranitzky


